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Sehr geehrte Damen und Herren Rechtsanwälte, 
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Mit freundlichen Grüßen 

█████ 

Justizhauptsekretärin 
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Beglaubigte Abschrift 

  

Amtsgericht Potsdam 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

█████████████, ███████████████████████████ 
- Kläger - 

Prozessbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte Gansel Rechtsanwälte ████████████████████████████████, 

Wallstraße 59, 

████████████ 

gegen 

Volkswagen AG, vertreten durch d. Vorstand, d. vert. d. d. Vorstandsvorsitzenden Herbert Diess, 

 

- Beklagte - 

Prozessbevollmächtigte: 

████████████████████████████████████████ v. Wrangell Burwitz,, 

Partnerschaft mit 

beschränkter Berufshaftung, █████████████████████████████████████ 

hat das Amtsgericht Potsdam durch die Richterin am Amtsgericht Dr. Hahn aufgrund der 

mündlichen Verhandlung vom 10.05.2023 für Recht erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 789,58 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 12.04.2022 zu zahlen. 

2. Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger von den vorgerichtliche 

█████████████gebühren in 

Höhe von 159,94 € freizustellen.
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3. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

4. Der Kläger trägt die Kosten zu 2/3 und die Beklagte zu 1/3. 

5. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der jeweilige Vollstreckungsschuldner kann die 

Vollstreckung des Vollstreckungsgläubigers durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % 

des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht der 

Vollstreckungsgläubiger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des zu 

vollstreckenden Betrags leistet. 

6. Der Streitwert wird bis zum 07.06.2023 auf 1.579,16 € und ab dem 08.06.2023 auf 

2.763,53 € festgesetzt. 

Tatbestand 

Der Kläger verlangt mit der am 10.03.2022 erhobenen Klage von der Beklagten den Ersatz des 

Minderwertes für sein vom sog. „Abgasskandal“ betroffenes Fahrzeug. 

Hintergrund der Klage ist, dass das streitgegenständliche Fahrzeug mit der 

Fahrzeugidentifikationsnummer █████████████████, welches der Kläger mit Kaufvertrag 

vom 07.10.2020 zu einem Kaufpreis von 7.895,80 € erworben hat (Anlage K 1) von dem sog. 

„Abgasskandal“ erfasst ist. In dem Fahrzeug ist ein Dieselmotor des Typs EA 288, das 

Nachfolgemodell der Baureihe EA 189, verbaut. Die Motorsteuerung sieht hinsichtlich der 

Abgasrückführung zwei Betriebsmodi vor. Der eine Betriebsmodus ist hinsichtlich des 

Stickstoffausstoßes optimiert und sieht eine vergleichsweise hohe Abgasrückführungsrate vor. 

Der andere Betriebsmodus führt bei einer geringeren Abgasrückführungsrate zu einem höheren 

Stickstoffausstoß. Weiter ist das Fahrzeug mit einer Software versehen, die dazu führt, dass der 

erstgenannte Betriebsmodus nur dann gewählt wird, wenn das Fahrzeug sich auf einem 

technischen Prüfstand zur Ermittlung der Emissionswerte befindet, während der zweitgenannte 

Betriebsmodus eingeschaltet wird, wenn das Fahrzeug im Straßenverkehr eingesetzt wird. Diese 

Software wurde von der Beklagten in dem Fahrzeug gezielt eingesetzt, damit das Fahrzeug bei 

der Prüfung der gesetzlich vorgegebenen Grenzwerte der Euro-5-Abgasnorm geringere 

Stickoxydemissionen aufweist. 

Der Kläger behauptet, die Umweltfreundlichkeit und Wertstabilität des Fahrzeugs sei für ihn 

tragender Beweggrund für den Kauf gewesen und trägt vor, das streitgegenständliche Fahrzeug
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sei mangelhaft im Sinne des § 434 BGB, weil in der Motorsteuerung eine illegale 

Abschalteinrichtung eingebaut worden sei und damit eine negative Abweichung von der üblichen 

Beschaffenheit vergleichbarer Fahrzeuge vorliege. Ohne Durchführung des von der Beklagten 

entwickelten Software-Updates bestehe eine hohe Wahrscheinlichkeit, den Verlust der 

allgemeinen Betriebserlaubnis wegen Überschreitens der Stickoxid-Grenzwerte zu riskieren. Das 

klägerische Fahrzeug sei wegen seines ganz erheblichen merkantilen Minderwertes, den der 

Kläger in das Ermessen des Gerichts stellt, der jedoch mindestens 35 % betrage, nahezu 

unverkäuflich. Es liege damit auch eine Unmöglichkeit der Nachbesserung gemäß § 326 Abs. 5 

BGB vor. 

Die Beklagte habe bewusst die gesetzeswidrige Manipulation vorgenommen, weil es ihr sonst 

nicht gelungen sei, diese Motoren gemäß den gesetzlichen Vorgaben zu entwickeln, sie aber die 

Marktführerschaft auf dem Markt für Personenfahrzeuge habe erreichen wollen, insbesondere für 

den amerikanischen Markt, bei dem eine großangelegte Clean-Diesel-Marketing-Kampagne 

gestartet worden sei. Vorstandsmitglieder bis hin zum Vorstandsvorsitzenden seien über die 

Manipulationen informiert gewesen. 

Nach Erweiterung der Klage aufgrund der Annahme eines Minderwerts von 35 % mit Schriftsatz 

vom 30.05.2023 beantragt der Kläger nunmehr, 

1. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger eine der Höhe nach in das Ermessen des 

Gerichts gestellte merkantile Wertminderung von mindestens 2.763,53 € nebst Zinsen in 

Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen, 

2. die Beklagte zu verurteilen, den Kläger von den vorgerichtliche 

█████████████gebühren 

in Höhe von 418,88 € freizustellen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte ist der Aufassung, es fehle schon an einem Mangel und an einer Täuschung. Der 

Gesetzgeber habe lediglich Immissionswerte für den Betrieb auf dem Teststand vorgegeben und 

diese Vorgaben habe der Motor im streitgegenständlichen Pkw stets erfüllt. Die Beklagte 

bestreitet, dass Vorstandsmitglieder, deren Wissen und Verhalten ihr nach § 31 BGB
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zuzurechnen wäre, von der Programmierung der Motorensteuerung auf zwei unterschiedliche 

Betriebsmodi Kenntnis gehabt hätten. 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf die gewechselten Schriftsätze nebst 

Anlagen Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist teilweise begründet. 

Dem Kläger steht gegen die Beklagte ein Anspruch auf Zahlung in Höhe des titulierten Betrages 

aus § 826 BGB i. V. m. § 31 BGB zu. 

Die Beklagte hat den Kläger in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise zumindest 

bedingt vorsätzlich geschädigt. Die Beklagte hat, um den Absatz ihrer Dieselmotoren des Typs 

EA 189 zu steigern, die Motorsteuerungssoftware so programmiert, dass diese den Betrieb des 

Fahrzeugs auf einem Prüfstand im Neuen Europäischen Fahrzyklus (NEFZ) erkannte und das 

Fahrzeug in einen hierfür programmierten speziellen Fahrmodus versetzte, um die für die 

Fahrzeugprüfung maßgeblichen Abgasgrenzen einzuhalten. Dabei hat die Beklagte eine 

Schädigung der Käufer von mit Dieselmotoren des Typs EA 189 ausgestatteten Fahrzeugen aus 

eigennützigen Motiven, nämlich aus bloßem Gewinnstreben, in sittlich anstößiger Weise billigend 

in Kauf genommen. 

Der bei den Käufern - und damit auch bei dem Kläger - entstandene Schaden, der in jeder 

nachteiligen Einwirkung auf die Vermögenslage besteht (vgl. allg. BGH NJW 2004, 2668; 

Münchener Kommentar/Wagner, 7. Auflage 2017, § 826 Rn 31) folgt aus der Belastung mit einer 

bei Kenntnis des Manipulationsvorgangs nicht getroffenen Kaufentscheidung und der damit 

eingegangenen Kaufpreiszahlungsverpflichtung, die bereits eine Vermögensgefährdung 

begründet. § 826 BGB schützt nicht nur das Vermögen an sich, sondern setzt bereits bei der 

Beschränkung der Dispositionsfreiheit des Geschädigten an, so dass der Schaden auch in der 

Belastung mit einer ungewollten Verpflichtung bestehen kann (BGH NJW-RR 2015, 275; BGH 

NJW 2004, 2668). Ein Vermögensschaden ist im Rahmen des § 826 BGB auch bei objektiver 

Werthaltigkeit von Leistung und Gegenleistung möglich, wenn der Geschädigte durch ein 

haftungsbegründendes Verhalten zum Abschluss eines Vertrages gebracht worden ist, den er 

sonst nicht geschlossen hätte, denn im Fall der vorsätzlich sittenwidrigen Schädigung dient der 

Schadensersatzanspruch nicht nur dem Ausgleich jeder nachteiligen Einwirkung durch das
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sittenwidrige Verhalten auf die objektive Vermögenslage des Geschädigten (BGH NJW-RR 2015, 

275). 

Diese Voraussetzungen des Schadensbegriffs von § 826 BGB liegen im streitgegenständlichen 

Fall vor. Der Kläger ist durch ein haftungsbegründendes Verhalten der Beklagten zum Abschluss 

des Kaufvertrages gebracht worden, den er sonst nicht geschlossen hätte. Das 

haftungsbegründende Verhalten der Beklagten folgt aus der gezielten Programmierung der 

Motorsteuerungssoftware für den Dieselmotor EA 189 mit einem nur für den Prüfstand im Neuen 

Europäischen Fahrzyklus (NEFZ) entwickelten Fahrmodus zur Einhaltung der für die 

EG-Typengenehmigung erforderlichen Emissionswerte. 

Dass auch die Beklagte selbst hiervon ausgehen musste, lässt sich ohne weiteres aus dem 

Umstand ableiten, dass die Manipulation des Genehmigungsverfahrens verheimlicht wurde und 

die Beklagte nach Bekanntwerden ihr Bedauern über dieses Vorgehen zum Ausdruck gebracht 

hat. Es steht daher zur Überzeugung des Gerichts fest, dass der Kläger durch ein 

haftungsbegründendes Verhalten der Beklagten, welches in der Verheimlichung des 

Manipulationsvorgangs zu sehen ist, zum Abschluss eines Kaufvertrages gebracht worden ist, 

den er sonst nicht geschlossen hätte, und dass damit ein Vermögensschaden im Sinne des 

§ 826 BGB bei dem Kläger vorliegt. Für das Gericht genügt als Nachteil zudem schon der 

Umstand, dass die Beklagte durch Einbau der Manipulationssoftware bewusst und gezielt von 

Anfang an zumindest die naheliegende Gefahr einer erforderlichen Rückrufaktion in Kauf 

genommen hat, der sich der Vertragspartner unterziehen muss, will er nicht die spätere 

Stilllegung des Fahrzeugs riskieren. 

Diesen Schaden hat die Beklagte in einer gegen die guten Sitten verstoßenden Weise 

herbeigeführt. Unter einer gegen die guten Sitten verstoßenden Verhaltensweise versteht man 

eine Handlung, die nach dem Inhalt oder Gesamtcharakter gegen das Anstandsgefühl aller billig 

und gerecht Denkenden verstößt (Palandt/█████ BGB 76. Aufl., § 826 Randnummer 4). Dies 

setzt eine besondere Verwerflichkeit des Verhaltens voraus, die sich aus dem verfolgten Ziel, den 

eingesetzten Mitteln, der zu Tage tretenden Gesinnung oder den eintretenden Folgen ergeben 

kann. Diese Anforderungen erfüllt das Verhalten der Beklagten, die selbst eingeräumt hat, dass 

die Motorsteuerungssoftware in dem streitgegenständlichen Fahrzeug so programmiert war, 

dass sie erkannte, wenn das Fahrzeug sich im Prüfstand befand, um dann ein speziell nur für 

den Prüfzyklus vorgesehenes Abgasrückführungsverfahren einzuleiten. Die Verwerflichkeit des 

Verhaltens der Beklagten folgt hier nach Überzeugung des Gerichts aus dem Umstand, dass die 

Beklagte die Motorsteuerungssoftware des streitgegenständlichen Fahrzeugs gezielt so
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programmiert hat, dass der Eindruck entsteht, dass das Fahrzeug geringere 

Stickstoffemissionen aufweist, als es im regulären Fahrbetrieb tatsächlich der Fall ist. Die 

darüber hinaus für § 826 BGB nötige besondere Verwerflichkeit des Verhaltens ergibt sich aus 

dem Umstand, dass die Beklagte die Manipulation in einer Vielzahl von Fällen bzw. in einer 

ganzen Motorserie vorgenommen hat. 

Die schädigende Handlung ist der Beklagten auch zuzurechnen. Zwar setzt die Haftung einer 

juristischen Person aus § 826 BGB i. V. m. § 31 BGB voraus, dass ein verfassungsmäßig 

berufener Vertreter i. S. d. § 31 BGB den objektiven und subjektiven Tatbestand des § 826 BGB 

verwirklicht hat (BGH vom 28.06.2016 - VI ZR 536/15), welche hier auch im Hinblick auf die 

Entscheidung des EUGH vom 21.03.2023 zur Rechtssache C-100/21 zu bejahen ist. 

Die Beklagte handelte auch vorsätzlich. Erforderlich hierfür ist im Rahmen von § 826 BGB die 

Kenntnis von dem Eintritt eines Schadens, der Kausalität des eigenen Verhaltens und der die 

Sittenwidrigkeit des Verhaltens begründenden Umstände. Eine genaue Vorstellung von dem zu 

erwartenden Kausalverlauf ist nicht erforderlich. Auf die Kenntnis von der Person des 

Geschädigten verzichtet die Rechtsprechung (vgl. BGH NJW 2004, 2971). Da hier die 

streitgegenständliche Motorsteuerungssoftware alleine mit dem Ziel eingebaut wurde, das 

Genehmigungsverfahren zum Vorteil der Beklagten unzulässig zu beeinflussen und potentielle 

Käufer hierüber in Unkenntnis zu lassen, ist der Vorsatz der Beklagten hinsichtlich der für den 

Tatbestand des § 826 BGB relevanten objektiven Tatsachen zu bejahen. 

Der unter den Voraussetzungen des § 826 BGB verursachte Vermögensschaden ist wie im 

allgemeinen Deliktsrecht üblich nach den Voraussetzungen des § 249 ff. BGB zu ersetzen 

(BeckOK/Bamberger/Roth/Hau/Poseck, Stand 1.11.2017 § 826 Rn 41) und erfasst in der 

Fallkonstellation der Verleitung zum Abschluss eines nachteiligen Vertrages auch den 

mangelbedingten Minderwert des Vertragsgegenstands (MüKo/Wagner, 7. Auflage 2017 § 826 Rn 

69). Diesen hat das Gericht auf 10% des Kaufpreises des streitgegenständlichen Fahrzeugs 

geschätzt. 

Der Minderungsbetrag ist gemäß § 441 Abs. 3 BGB durch Herabsetzung des Kaufpreises zu 

bestimmen und zwar in dem Verhältnis, in welchem zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses der 

Wert der Sache in mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden haben würde. 

Dieser Minderungsbetrag kann durch Schätzung gemäß § 287 ZPO ermittelt werden. Als 

Ausgangspunkt der Schätzung geht das Gericht davon aus, dass der Wert des Fahrzeugs in 

mangelfreiem Zustand dem Kaufpreis entsprochen hätte. Den tatsächlichen Wert des
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mangelbehafteten Fahrzeugs setzt das Gericht um 10% geringer an, was zu dem titulierten 

Minderungsbetrag führt. Die Schätzung des Minderungsbetrages kann das Gericht ohne 

Einholung eines Sachverständigengutachtens vornehmen. Die Wertbeeinträchtigung des 

Fahrzeugs zum Zeitpunkt der Übergabe beruht in erster Linie auf Spekulationen über die mit der 

Abschaltvorrichtung im Zusammenhang stehenden nachteiligen Auswirkungen auf das Fahrzeug. 

Verlässliche tatsächliche Anhaltspunkte hierzu können jedoch erst nach Ablauf einer längeren 

Testphase gewonnen werden, so dass für die Schätzung des Minderwertes zum Zeitpunkt der 

Übergabe des Fahrzeugs derzeit kein sachverständiges Fachwissen herangezogen werden 

kann. In Anlehnung an die Rechtsprechung des BGH zur Darlegung der Voraussetzungen für die 

Schätzung wettbewerblicher Schäden wegen der damit verbundenen Beweisschwierigkeiten und 

Prognoseentscheidungen ist das Gericht auch im streitgegenständlichen Fall im Hinblick auf die 

besonderen Schutzbedürfnisse des Verletzten, insbesondere im Hinblick auf die Schwierigkeiten 

einer konkreten Schadensberechnung im Rahmen der Schätzung gemäß § 287 ZPO hinsichtlich 

der Auswahl der Beweise und ihrer Würdigung freier gestellt und erhält in den Grenzen eines 

freien Ermessens einen großen Spielraum (vgl. allg. BGH zur sog. Schadensberechnung durch 

Lizenzanalogie NJW 1992, 2752). 

Der Zinsanspruch der Klägerin folgt aus §§ 280, 286, 288 BGB. 

Der Kläger hat aus dem Gerichtspunkt des Verzuges gemäß §§ 280 Abs. 1, 2, 286 BGB einen 

Freistellungsanspruch auf Ersatz seiner ihm vorgerichtlich entstandenen Anwaltskosten. Er kann 

diese jedoch nur aus dem Gegenstandswert des Obsiegens in diesem Verfahren verlangen. 

Soweit der Kläger darüberhinausgehende Kosten geltend macht, war die Klage im Übrigen 

abzuweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 ZPO; die Entscheidung über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit auf §§ 709, 708, 711 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur 

zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten 

Rechtszuges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Potsdam 

 

██████████████████████████████ 

einzulegen.  
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Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 

nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 

Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 

Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 

mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 

wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde 

zugelassen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

Amtsgericht Potsdam 

████████████ 

█████████████ 

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 

Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 

festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser 

Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der 

Beschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des 

genannten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; 

die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. 

Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 

den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine 

juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 

gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 

denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die 

Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der 

Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 

Dokument nachzureichen. 

Elektronische Dokumente müssen 

- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 

Person versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 

- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und 

Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. 

Hinsichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 

besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils
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geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 

Dr. ████ 
Richterin am Amtsgericht 

Verkündet am 14.06.2023 

█████, Justizhauptsekretärin 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Beglaubigt 

█████ 
Justizhauptsekretärin 

http://www.justiz.de/
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